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Sachgebiet 2121 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Arzneimittelgesetzes 
- Drucksachen 11/2357, 11/2473 - 

hier: Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates 

Zu 2. (§ 7 a) 

Der Vorschlag wird im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens geprüft. 

Zu 3. (§ 7 a Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. (§ 78 Abs. 2) 

Die Preisbildung in den Apotheken nach der gelten-
den Arzneimittelpreisverordnung führt in der Praxis 
zu einem einheitlichen Abgabepreis für Arzneimittel, 
so daß nach Auffassung der Bundesregierung weiter-
gehende Regelungen derzeit nicht erforderlich sind. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 121 (312) — 231 03 — Ar 91/88 — vom 15. Juni 1988. 




